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NIEDERSCHRIFT 
 

aufgenommen am 11. Juni 2026 im Gemeindeamt Frankenau-Unterpullendorf, Frankenau 108, 
anlässlich der Sitzung des Gemeinderates. 
 

Anwesend: 
 

ÖVP-Fraktion: 
 

Maga. Julia KRIZMANITS Karl HORVATH Vbgmin. Angelika MILEDER 
Thomas SIMON Daniel MERSITS  Maga. Sandra HEISZ 
Ing. Karl KERESZTESI Alexandra KRÖPFL (EGR)  

 
SPÖ-Fraktion: 
 

Bgm. Paul FERCSAK Manuela FERCSAK, MA Marianne BLAZOVICH (EGR) 
DI Thomas SCHREINER Manfred CSENAR  
Stefan HORVATH Maga. Jennifer RADNASICH  

 
MIT: 
 

Philip JURANICH, MA Luka LASSALLE-ZEICH-
MANN 

 

 
FBL: 
 

Vinzenz MÖRK Gerhard PRIKOSZOVITS 
(EGR)  

 
und als Schriftführer GOAR DI Erich FAZEKAS 
 

Ebenfalls anwesend:  --- 
 

Abwesend und entschuldigt:   Dominik VLASICH, Michael FAZEKAS, Johannes FORSICH 
 

Abwesend und unentschuldigt:  
 

Die Sitzung wird um 18:30 Uhr eröffnet. Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Gemeinde-
ratsmitglieder und stellt die gesetzmäßige Einberufung des Gemeinderates und die Be-
schlussfähigkeit fest. Weiters begrüßt der Vorsitzende Mag. Dr. Stephan Sharma und Dr. Chris-
tian Lebelhuber von der Burgenland Energie, die die Gemeinderäte über die Möglichkeiten zur 
Energieunabhängigkeit informieren werden. 
 

Mit der Beglaubigung der Niederschrift werden die Gemeinderäte Thomas SIMON und Luka 
LASSALLE-ZEICHMANN betraut. 
 

Vor Eingang in die Tagesordnung stellt die Vizebürgermeisterin den Antrag die Tagesordnungs-
punkte 6 - Fördervereinbarung „Baba, Beton! 2025/2026“: Beschlussfassung und 7 - Entsiege-
lung des Kirchenplatzes in Frankenau: Beschlussfassung - gemeinsam zu diskutieren. Begründet 
wird dies damit, dass zwei Tagesordnungspunkte zusammenhängen und vor einer Beschluss-
fassung der Fördervereinbarung, Informationen zum Tagesordnungspunkt 7 zwingend notwendig 
wären. 
Der Vorsitzende erwidert darauf, dass beide Tagesordnungspunkte - so wie in der Einladung 
angeführt - getrennt behandelt und diskutiert werden.  
 

Anschließend erfolgt der Übergang zur 
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T A G E S O R D N U N G 
 
1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 

2. Möglichkeiten der Energieunabhängigkeit – Vorstellung eines Konzeptes durch die 
Burgenland Energie 

3. 13. Änderung des digitalen Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Frankenau-
Unterpullendorf: Beschlussfassung 

4. Fund eines Treibstofftanks im Zuge der Kanalbauarbeiten in Unterpullendorf – Beratung 
und Beschlussfassung 

5. Errichtung der Straßenbeleuchtung in den Gartenäckern in Unterpullendorf: 
Vergabebeschluss 

6. Flächentausch zwischen der Familie Eigner und dem öffentlichen Gut, KG Kleinmutschen 

a) Beschlussfassung über eine Vereinbarung zum Flächentausch 

b) Erlassung einer Verordnung über die Widmung einer Teilfläche der Grundstücke Nr. 393 
und 392/2 in das öffentliche Gut sowie die Entwidmung einer Teilfläche des Grundstückes 
Nr. 391, KG Kleinmutschen, aus dem öffentlichen Gut 

7. Fördervereinbarung „Baba, Beton! 2025/2026“: Beschlussfassung 

 
Vor der Behandlung des ersten Tagesordnungspunktes ersucht der der Vorsitzende die Vertre-
ter der Burgenlandenergie zum Thema Energieunabhängigkeit um deren Bericht. Mag. Dr. Ste-
phan Sharma und Dr. Christian Lebelhuber informieren in Form einer PowerPoint Präsentation 
zu den von der Burgenlandenergie ausgearbeiteten Vorschlägen. 
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Zusammenfassend kann das Resümee gezogen werden, dass mit dem von der BE vorgestell-
ten Gesamtkonzept eine beträchtliche Einsparung bei den Energiekosten erzielt werden kann. 
 
Nach der Präsentation beantworten die Vertreter der BE die Fragen der Gemeinderäte. Zur 
Frage über die Errichtung der geplanten Agri-PV-Anlage in Unterpullendorf wird die Auskunft 
erteilt, dass mit 2029 der Anschluss an Stromnetz geplant sei. Parallel wird an der 110-kV-Lei-
tung und am Ausbau der Umspannwerke in Oberpullendorf und Großwarasdorf gearbeitet, so-
dass der Termin 2029 als realistisch erscheint. 
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1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 
 
Der Vorsitzende stellt das Protokoll der GR-Sitzung vom 11.03.2026 zur Diskussion und fragt, 
ob es dazu Einwände gibt. Da es keine Wortmeldungen gibt wird das Protokoll in der vorliegen-
den Form einstimmig für genehmigt erklärt.  
 
 

2. Möglichkeiten der Energieunabhängigkeit – Vorstellung eines Konzeptes durch 
die Burgenland Energie 

 

Der Vorsitzende geht noch einmal auf das von den Vertretern der Burgenlandenergie vorge-
stellten Konzept ein und verdeutlicht das Einsparungspotential, wenn die Punkte  

• Gründung einer „innergemeindlichen“ Energiegemeinschaft 
• Errichtung von zwei PV-Anlagen auf Basis von Contracting 
• Beitritt der Gemeinde zu Fanclub Burgenland 

umgesetzt werden würden. 
Beim Punkt „Wärme“, welcher den Tausch des Heizungssystems im Campus beinhaltet, müss-
ten noch vertiefende Gespräche und Angebote von anderen Firmen eingeholt werden. Deshalb 
würde dieser Teil noch nicht zu Umsetzung anstehen. 
Auf Nachfrage von GR Mag. Sandra Heiss, ob es weitere Angebote gibt, so wie bei der letzten 
GR-Sitzung beschlossen, antwortet der Vorsitzende, dass kein vergleichbares Angebot vorliegt. 
In der Diskussion wird mehrheitlich die Meinung vertreten, dass das von der BE vorgelegte An-
gebot wahrscheinlich nicht zu überbieten sein wird, da kein anderer Anbieter solch ein Gesamt-
konzept zu diesen Bedingungen anbieten kann.  
 
Über Antrag des Vorsitzenden werden folgende Beschlüsse gefasst: 
 

Beschluss 
 
Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf wird folgende im Energieunabhängigkeitskonzept der 
Burgenlandenergie angeführten Positionen umsetzen: 
 

1. Gründung einer Energiegemeinschaft für alle Anlagen/Zählpunkte der Gemeinde 
mit 01.10.2026 (ohne Vereinsgründung) 

 

Der Antrag wird mit achtzehn (18) JA-Stimmen und einer (1) Stimmenthaltung [Karl HOR-
VATH] mehrheitlich angenommen 
 

2. Beitritt der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf zum Fanclub Burgenland 
 

Der Antrag wird mit siebzehn (17) JA-Stimmen und zwei (2) Stimmenthaltung [Karl HOR-
VATH, Karl KERESZTESI] mehrheitlich angenommen 
 

3. Errichtung von zwei PV-Anlagen (FW-Haus Kleinmutschen und FW-Haus Fran-
kenau) auf Basis eines Contracting Modells 

 

Der Antrag wird mit siebzehn (17) JA-Stimmen und zwei (2) Stimmenthaltung [Karl HOR-
VATH, Karl KERESZTESI] mehrheitlich angenommen 
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3. 13. Änderung des digitalen Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Frankenau-
Unterpullendorf: Beschlussfassung 

 
Der Bürgermeister beichtet, dass die Auflage bzw. die neuerliche Auflage der 13. Änderung des 
digitalen Flächenwidmungsplanes öffentlich kundgemacht worden ist, die entsprechenden Fris-
ten eingehalten und alle Stellungnahmen eingearbeitet wurden.  
Die vom Planungsbüro A I R Planung GmbH zusammengefassten Eingaben und die daraus re-
sultierende Empfehlung für die Beschlussfassung im Gemeinderat wurden den Gemeinderäten 
voll inhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
13. Änderung digitaler Flächenwidmungsplan gem. §43 Bgld. RPG - Empfehlungen für die 
Beschlussfassung im Gemeinderat 

Überblick über eingelangte Stellungnahmen und Erinnerungen 
 
Die 13. Änderung des digitalen Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Frankenau-Unterpullen-
dorf ist öffentlich aufgelegen. Es wurden dazu nachfolgende Stellungnahmen, Erinnerungen und 
sonstige Eingaben abgegeben. 
 
Das Planungsbüro A I R Planung GmbH hat zu den ihm bekannten Eingaben folgende Empfeh-
lung für die Beschlussfassung im Gemeinderat verfasst. Die eingelangten Stellungnahmen sind 
in weiterer Folge zusammenfassend angeführt: 
 

Nr. Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichen Auflage Datum 
1 Stellungnahme OE: A2-HGA-RGF, Mag. Ruby Bogenberger 07.01.2026 

2 
Stellungnahme OE: A4-HLD-RKD, Mag. Dr. Markus Puschenrei-
ter 

07.01.2026 

3 Stellungnahme Netz Burgenland 13.01.2026 

4 
Geologisch-geotechnische Stellungnahme, OE: EB-HSB-RGGB, 
Mag. Barbara Hodits 

07.01.2026 

5 Stellungnahme OE: A5-HKE-RLL, Ing. Gerhard Bach 15.01.2026 
6 Stellungnahme OE: EB-HVK-RVT, Ing. Johannes Pendl 09.01.2026 
7 Stellungnahme Bundesdenkmalamt 21.01.2026 

8 
Naturschutzfachliche Stellungnahme, OE: A2-HLP, Mag. Mag. Mi-
chael Maritschnegg, Bakk 

23.01.2026 

9 
Landschaftsschutzfachliche Stellungnahme, OE: A2-HLP, DI Eli-
sabeth Tanczos 

22.01.2026 

10 
Stellungnahme OE: Abt. 2-HR Landesplanung – Referat Gesamt-
verkehrskoordination (A2-HLP-RGV), DI Hannes Klein 

27.01.2026 

11 Stellungnahme OE: A4-HWK-RNS, Tobias Pint 28.01.2026 
12 Stellungnahme OE: Landesumweltanwaltschaft, DI Dr. Graf 29.01.2026 

13 
Stellungnahme Abt. 4 Agrarrecht, Forst und Jagd, OE: A4-HAF, 
Ing. Nährer, DI Wirth 

29.01.2026 

14 Stellungnahme OE: A5-HWW, DI Dr. Christian Maier 29.12.2025 
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 Erinnerung im Rahmen der Öffentlichen Auflage Datum 

 Erinnerung Mörk Vinzenz, Mörk Christian, Mörk Michaela 
29.01.2026 
E-Mail 

 
Zusammenfassung Inhalte Stellungnahmen  
 

1. Stellungnahme OE: A2-HGA-RGF, Mag. Ruby Bogenberger vom 07.01.2026 

Seitens der ho. Behörde bestehen unter Zugrundelegung der Mitteilung der Gemeinde keine Bedenken, 
dass die geplante Flächenwidmungsplanänderung die Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des 
Haushaltsgleichgewichtes verhindern oder die ordnungsgemäße Erfüllung der der Gemeinde gesetzmä-
ßig obliegenden Aufgaben oder ihrer privatrechtlichen Verpflichtungen gefährden würde. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 

 

2. Stellungnahme OE: A4-HLD-RKD Mag. Dr. Puschenreiter vom 07.01.2026 

 
Zu den Änderungspunkten 7, 9, 10, 13 wird darauf hingewiesen, dass Teilflächen der betroffenen Grund-
stücke laut BEAT-Karte des Umweltbundesamtes als wertvolle landwirtschaftliche Produktionsflächen 
ausgewiesen sind. 
Zu den übrigen Änderungspunkten bestehen aus Sicht des Bodenschutzes keine Einwände. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Die angeführten Hinweise haben keine Auswirkungen auf die vorgesehenen Änderungen. 

3. Stellungnahme Netz Burgenland vom 13.01.2026 

 
Stellungnahme Sparte Strom: die Änderungspunkte 2, 4.1 und 4.7 sind von 20-kV-Kabel, -Frei-
leitungen und eine Trafostation betroffen. Es wird darauf hingewiesen, dass im Falle einer Ver-
bauung entsprechende Sicherheitsabstände einzuhalten sind (gemäß ÖVE/ÖNORMEN). Bei 
Umbau- oder Verlegung von Leitungen sind die Kosten hierfür vom Verursacher zu tragen. 
 
Stellungnahme Sparte Erdgas: die Änderungspunkte 4.1 und 12 sind von Erdgasortsnetzleitun-
gen und Erdgashausanschlussleitungen betroffen. Eine Überbauung mit ortsfesten Gebäuden 
ist nicht zulässig. Im Falle einer Verbauung wird auf Sicherheitsabstände gemäß ÖVGW Richtli-
nien hingewiesen. Bei einer Verlegung von Leitungen sind die Kosten vom Verursacher zu tra-
gen. 
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Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine. Die Hinweise sind in darauffolgenden Genehmigungsverfahren unbedingt zu beachten. 

 

4. Geologisch-geotechnische Stellungnahme, OE: EB-HSB-RGGB, Mag. Barbara Hodits vom 07.01.2026 

Gemäß der Gefahren-Hinweiskarte für Massenbewegungen im Bezirk Oberpullendorf (Süd) 1:25.000 
(AIR-HET-0276, 2015) und der verfügbaren Daten im WebGIS des Landes (Geländemodell, Orthofotos) 
liegen die Änderungspunkte nicht in Zonen mit erhöhter Massenbewegungsanfälligkeit.  
Teilflächen des Änderungspunktes 10 - Grundstücke (GST-Nr. 370/1, 373 und 374, KG 33018 Kleinmut-
schen - liegen in einem Bereich mit erhöhter Anfälligkeit für Massenbewegungen. Da jedoch nur eine 
Umwidmung von Gl in GHg erfolgt und die Nutzung bereits entsprechend besteht, ist keine zusätzliche 
Prüfung notwendig. 
Änderungspunkt 12: der westliche Teil der umzuwidmenden Fläche (GST-Nr. 398/3) liegt am Rand eines 
Bereichs mit erhöhter Massenbewegungsanfälligkeit. Aufgrund der kleinen Erweiterung eines bereits be-
bauten Grundstücks ist keine zusätzliche Prüfung erforderlich. 
 
Die Beurteilung der Bebaubarkeit eines Grundstücks kann nicht allein auf Basis von Gefahrenkarten er-
folgen. Diese geben nur Hinweise auf mögliche Massenbewegungen. Für konkrete Bauvorhaben sind 
daher projektbezogene geotechnische Untersuchungen des Untergrundes gemäß den geltenden ÖNOR-
MEN erforderlich. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine. Die Hinweise sind in darauffolgenden Genehmigungsverfahren unbedingt zu beachten. 

 

5. Stellungnahme OE: A5-HKE-RLL, Ing. Gerhard Bach vom 15.01.2026 

 
Aus Sicht der fachlichen Interessen des HR Klima und Energie (Fachbereiche Lärm und Geruch)  
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Festlegungen der Gemeinde.  
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 
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6. Stellungnahme OE: EB-HVK-RVT, Ing. Johannes Pendl vom 09.01.2026 

Bei wie im Erläuterungsbericht des Raumplanungsbüros AIR Planung GmbH beschriebener Umsetzung 
der Änderungspunkte des digitalen Flächenwidmungsplanes bestehen aus verkehrstechnischer Sicht 
keine Bedenken. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 

 

7. Stellungnahme Bundesdenkmalamt vom 21.01.2026 

Änderungspunkt 19 (betroffenes Grundstück): liegt in der archäologischen Vorbehaltsfläche „Fundzone 
südlich des Ortes“ (frühneolithische Siedlung); bei Bauarbeiten sind Funde möglich, daher wird eine ar-
chäologische Probeuntersuchung vorab empfohlen um Verzögerungen zu vermeiden. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Die Hinweise sind im nachgelagerten Bauverfahren unbedingt zu beachten. 

8. Naturschutzfachliche Stellungnahme, OE: A2-HLP, Mag. Mag. Michael Maritschnegg, Bakk vom 23.01.2026 

 
Für die Änderungsfälle 1, 2, 4.2, 4.4, 4.5, 4.6, 7, 9, 10, 12, 13 und 19 sind keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf geschützte Arten oder Lebensräume zu erwarten. 
 
Die restlichen Änderungsfälle benötigen keinen Ortsaugenschein bzw. wurden nach Prüfung vor Ort als 
unbedenklich eingestuft; es handelt sich meist um geringwertige oder bereits intensiv genutzte Flächen. 
 
Hinweis zu Änderungsfall 10: Wegen der Nähe zum Wald wird ein Pufferabstand empfohlen, um den 
ökologisch wertvollen Waldrand zu schützen. 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Änderungspunkt 10: Ein Pufferabstand wurde als Änderung gegenüber der Auflage festgelegt. 

Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 
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9. Landschaftsschutzfachliche Stellungnahme, OE: A2-HLP, DI Elisabeth Tanczos vom 22.01.2026 

 
ÄF 4.6: Umwidmung zu Parkplatz und Grünfläche beim Friedhof wird begrüßt; ggf. Grüngürtel prüfen. 
Keine Einwände, fachlich akzeptiert. 
 
ÄF 7: Baulanderweiterung am Siedlungsrand; nur im notwendigen Ausmaß umsetzen. Keine Einwände, 
fachlich akzeptiert. 
 
ÄF 9: Landwirtschaftliche Halle; landschaftsverträglich, Lageanpassung und Begrünung empfohlen. Keine 
Einwände, fachlich akzeptiert. 
 
ÄF 10: Hausgärten/BW nahe Wald; Pufferabstand erforderlich. Nach Anpassung keine Einwände, fachlich ak-
zeptiert. 
 
ÄF 12: Größere Erweiterung mit Waldrandbezug; Reduktion erforderlich. Nach Anpassung keine Einwände, 
fachlich akzeptiert. 
 
ÄF 13: Hausgärten/BW mit Waldrand; 5 m Abstand erforderlich. Nach Anpassung keine Einwände, fachlich ak-
zeptiert. 
 
ÄF 19: Landwirtschaftliche Halle; Verbesserung der Situation, Optimierungen empfohlen. Keine Ein-
wände, fachlich akzeptiert. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Änderungspunkt 10: Reduktion der Widmung GHg (von Tiefe ursprünglich rd. 27 m auf rd. 10 m 
Tiefe) – Änderung gegenüber der Auflage 
Änderungspunkt 12: Reduktion der geplanten Baulanderweiterung. Umverteilung des bestehenden 
BDs als Änderung gegenüber der Auflage. 
Änderungspunkt 13: geringfügige Reduktion der geplanten GHg-Widmung. Abrücken von der 
Waldfläche um 5 m als Puffer als Änderung gegenüber der Auflage. 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine.  

 

10. Stellungnahme OE: Abt. 2-HR Landesplanung – Referat Gesamtverkehrskoordination (A2-HLP-RGV), DI Hannes 
Klein vom 27.01.2026 

 
Für die Änderungsfälle wurden keine relevanten Auswirkungen auf aktive Mobilität oder den öffentlichen 
Verkehr festgestellt, daher bestehen keine Einwände. 
 
Allgemein wird empfohlen, bei zukünftigen Planungen verstärkt auf fußgänger-, radfahr- und öV-freundli-
che Gestaltung sowie sichere und attraktive Verkehrs- und Aufenthaltsräume zu achten. 
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Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Bei künftigen Planungen sollte verstärkt auf fußgänger- und fahrradfreundliche Infrastruktur sowie 
eine gute Anbindung und Qualität des öffentlichen Verkehrs geachtet werden (z. B. sichere Wege, 
Durchwegungen und attraktive Haltestellen). 

 

11. Stellungnahme OE: A4-HWK-RNS, Tobias Pint vom 28.01.2026 

 
Naturschutz: Keine Einwände gegen alle Änderungen; Hinweis auf Änderungsfall 10 (Waldrandabstand 
beachten). 
Landschaftsschutz: 
ÄF 4: Zustimmung, Grüngürtel-Option für Baumreihe prüfen. 
ÄF 7: Zustimmung, jedoch flächensparende Baulandentwicklung empfohlen. 
ÄF 9: Zustimmung, aber bessere Lageausrichtung empfohlen. 
ÄF 10: kritisch; 5 m Abstand zum Wald/Gehölz erforderlich, sonst keine Zustimmung. 
ÄF 12: Zustimmung nur bei deutlicher Flächenreduktion (Waldrand berücksichtigen). 
ÄF 13: Zustimmung nur bei 5 m Abstand zum Waldrand. 
ÄF 19: Zustimmung, jedoch Optimierungen (Bepflanzung, Bauweise, ggf. Standortverlagerung) empfoh-
len. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Änderungspunkt 10: Reduktion der Widmung GHg (von Tiefe ursprünglich rd. 27 m auf rd. 10 m 
Tiefe) – Änderung gegenüber der Auflage 
Änderungspunkt 12: Reduktion der geplanten Baulanderweiterung. Umverteilung des bestehenden 
BDs als Änderung gegenüber der Auflage. 
Änderungspunkt 13: geringfügige Reduktion der geplanten GHg-Widmung. Abrücken von der 
Waldfläche um 5 m als Puffer als Änderung gegenüber der Auflage. 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 

 

12. Stellungnahme OE: Landesumweltanwaltschaft vom 29.01.2026 

 
Die Landesumweltanwaltschaft erhebt Einwände gegen die 13. Änderung des Flächenwidmungsplanes. 
Zustimmung ist nur möglich, wenn die Vorgaben eingehalten werden: 

• ÄF 10: 5 m Abstand der GHg-Widmung zum Wald erforderlich  
• ÄF 12: Zustimmung nur nach Anpassung laut Gutachten  
• ÄF 13: 5 m Abstand zum Wald erforderlich  

Für alle übrigen Fälle ist bei Erfüllung der raumordnungsfachlichen und rechtlichen Voraussetzungen eine 
Zustimmung möglich. Die naturschutz- und landschaftsschutzfachlichen Gutachten werden unterstützt. 
 
 



15 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Änderungspunkt 10: Reduktion der Widmung GHg (von Tiefe ursprünglich rd. 27 m auf rd. 10 m 
Tiefe) – Änderung gegenüber der Auflage 
Änderungspunkt 12: Reduktion der geplanten Baulanderweiterung. Umverteilung des bestehenden 
BDs als Änderung gegenüber der Auflage. 
Änderungspunkt 13: geringfügige Reduktion der geplanten GHg-Widmung. Abrücken von der 
Waldfläche um 5 m als Puffer als Änderung gegenüber der Auflage. 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 

 

13. Stellungnahme Abt. 4 Agrarrecht, Forst und Jagd, OE: A4-HAF, Ing. Nährer, DI Wirth vom 29.01.2026 

 
Forstfachliche Stellungnahme (Ing. Nährer): 
Keine Einwände gegen die Umwidmung; Waldbetroffenheit und erforderliche Verfahren (Rodung/Wald-
feststellung) wurden korrekt berücksichtigt, keine weitere Stellungnahme erforderlich. 
 
Ländliche Neuordnung (DI Wirth): 
Kein laufendes Zusammenlegungsverfahren in der Gemeinde, daher ebenfalls keine Einwände gegen die 
Flächenwidmungsplanänderung. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine. 

 

14. Stellungnahme OE: A5-HWW-RFB, DI Dr. Christian Maier vom 29.12.2025 

 
Für die Änderungspunkte 10, 13 und 19 liegen Teilbereiche in Oberflächenabflussgebieten mit geringer 
Wasserhöhe und Fließgeschwindigkeit. Aufgrund der Geländeverhältnisse ist für keinen der genannten 
Änderungspunkte ein Hangwasserkonzept erforderlich. 
 
Aus wasserbau-, schutzwasserwirtschaftlicher, abfall- und abwassertechnischer Sicht bestehen keine Ein-
wände, die Flächenwidmungsplanänderung wird zugestimmt. Die abwassertechnische Erschließung ist 
gegeben bzw. kurzfristig realisierbar. 
 

Daraus resultierende Änderungen gegenüber der Auflage:  
Keine 
Empfehlungen und Hinweise für Folgeverfahren: 
Keine 
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Erinnerung Mörk Vinzenz, Mörk Christian, Mörk Michaela vom 29.01.2026 (per E-Mail) 

Es wird fristgerecht Einspruch gegen die im Flächenwidmungsplan vorgesehene 10-m-Widmungsgrenze 
„Grünland – Hausgarten“ auf den Grundstücken 369, 370/1, 373, 374/1 und 377 (KG Kleinmutschen) er-
hoben (Änderungspunkt 10). 
 

Begründet wird dies damit, dass die Einschränkung als unverhältnismäßig angesehen wird, keine ausrei-
chende sachliche bzw. raumplanerische Begründung vorliegt, die Nutzung des Grundstücks stark beein-
trächtigt wird und eine Ungleichbehandlung im Vergleich zu Nachbargrundstücken besteht. 
 

Zudem wird ein Lokalaugenschein sowie eine an die örtlichen Gegebenheiten angepasste Neufestlegung 
der Widmungsgrenze gefordert. 
 

Hinweis: in den Stellungnahmen des fachlichen Landschaftsschutzes sowie der Landesumweltanwalt-
schaft wurde ein Mindestabstand von 5 Metern zur Waldgrenze gefordert. 
 

Da es sich hierbei um eine verpflichtende Vorgabe handelt und bei Nichteinhaltung eine Versagung durch 
die Aufsichtsbehörde zu erwarten wäre, wurde der betreffende Änderungspunkt in Abstimmung mit der 
Gemeinde entsprechend angepasst und reduziert. 
 

Zur Sicherstellung eines geordneten und zügigen Verfahrensablaufs wurde die Änderung gegenüber der 
Auflage in dieser Form eingearbeitet. 
 

ZUSAMMENFASSENDE EMPFEHLUNG ZUR BESCHLUSSFASSUNG 
 
Seitens des Planungsteams A I R wurden die vorliegenden Stellungnahmen und Eingaben geprüft und folgende 
zusammenfassende Empfehlung für die Beschlussfassung abgegeben: 

Im Zuge des Verfahrens zur 13. Änderung des digitalen Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Frankenau-Un-
terpullendorf haben die beteiligten Fachabteilungen in ihren Stellungnahmen teilweise verbindliche Vorgaben 

und Auflagen vorgebracht, insbesondere aus den Bereichen Landschaftsschutz und Umweltanwaltschaft. Diese 
betrafen vor allem notwendige Abstände zur Waldgrenze sowie Anpassungen zur Vermeidung von Beeinträchti-

gungen des Landschaftsbildes. 
Unter Berücksichtigung dieser Stellungnahmen und der Ergebnisse der Abstimmung mit der Gemeinde wurden 

die entsprechenden Anpassungen in die 13. Änderung eingearbeitet. 
 

Abweichend von der öffentlichen Auflage: 
ÄP 10 (Geringfügige Baulanderweiterung und Hausgärten, KG Kleinmutschen): Anpassung der Hausgartenwid-

mung (GHg) mit 5 m Abstand zur Waldgrenze. Daraus ergibt sich eine Reduktion der GHg-Widmung sowie der 
Wegfall der ursprünglich vorgesehenen Baulandwidmung (BW). 

ÄP 12 (Baulanderweiterung im Anschluss an bestehendes Bauland, KG Kleinmutschen): keine zusätzliche Erwei-
terung, sondern Umverteilung des bestehenden Baulandes entsprechend dem tatsächlichen Bedarf. 
ÄP 13 (Hausgärten, KG Kleinmutschen): Abrückung der Widmung um 5 m von der Waldgrenze. Daraus ergibt sich 

eine geringfügige Reduktion der Widmung GHg. 
Diese Anpassungen wurden auf Grundlage der fachlichen Stellungnahmen vorgenommen, um eine landschafts-

verträgliche und rechtlich abgesicherte Umsetzung sicherzustellen. 
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Alle Änderungen gegenüber der Auflage (Änderungspunkte 10, 12 und 13) wurden im Vorfeld der neuerlichen 
Auflage mit der Gemeinde abgestimmt; hierzu wurde eine entsprechende Zustimmung durch den Gemeinderat 

erteilt. 
Das Planungsteam A I R empfiehlt daher: 
die Änderungspunkte 1–9, 11 und 14–19 gemäß der öffentlichen Auflage zu beschließen. 

Ebenso wird empfohlen, die Änderungspunkte 10, 12 und 13 gemäß der dargestellten Änderungen gegenüber 
der Auflage zu beschließen. 

 
Über Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (19:0) die 13. Änderung des digitalen Flächen-
widmungsplanes in der aufgelegten Form beschlossen. Die Änderungspunkte 1 bis 9, 11, 14 bis 
19 gemäß der öffentlichen Auflage und die Änderungspunkte 10, 12 und 13 gemäß der darge-
stellten Änderungen gegenüber der Auflage. 
 
In Verbindung zum Beschluss wird einstimmig (19:0) folgende Verordnung beschlossen: 
 

V E R O R D N U N G  
 

des Gemeinderates der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf vom 11.06.2026, mit der der Digi-
tale Flächenwidmungsplan geändert wird (13. Änderung) 
 

Gemäß § 43 Abs. 4 iVm § 42 Abs. 5 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 
49/2019, in der geltenden Fassung, wird verordnet: 
 

§ 1 
 

Der Digitale Flächenwidmungsplan der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf (Verordnung des 
Gemeinderates vom 16.09.2005) wird gemäß den inhaltlichen Festlegungen des beiliegenden 
digitalen Datensatzes (Projektnummer: 24144; Planverfasser A I R Planung GmbH) geändert. 
 

§ 2 
 

Diese Verordnung tritt mit dem ersten Tag ihrer Kundmachung in Kraft. 
 
 

4. Fund eines Treibstofftanks im Zuge der Kanalbauarbeiten in Unterpullendorf – 
Beratung und Beschlussfassung 

 
Der Vorsitzende berichtet wie folgt:  
Im Zuge der Kanalbauarbeiten in Unterpullendorf ein vergrabener Treibstofftank auf öffentli-
chem Gut gefunden wurde. In dem Tank haben sich noch ca. 2.500 Liter Dieselöl befunden, 
welches ordnungsgemäß durch die Fa. Stipits entsorgt wurden. Nach dem Heben des Tanks 
wurde festgestellt, dass das Erdreich in der Umgebung des Tanks mit Diesel kontaminiert war. 
Nach Rücksprache mit der BH Oberpullendorf wurde für die Begleitung der Entsorgung des 
kontaminierten Erdreiches und der weiteren Maßnahmen die Fa. Envotec Umwelt und Sanie-
rung GmbH (DI Martin Ulreich) zur Rate gezogen. Zwischenzeitlich wurden ca. 630 to Kontami-
niertes Erdreich entsorgt. Aufgrund der Laboruntersuchungen ist noch damit zu rechnen, dass 
noch weiteres Erdreich entsorgt werden muss. Es werden Probebohrungen im Umkreis der 
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Fundstelle durchgeführt und die Bohrkerne werden labortechnisch untersucht. Dadurch soll das 
Ausmaß der kontaminierten Fläche eingegrenzt werden.  
Mittlerweilen sind Kosten von über EURO 100.000,-- angefallen. Einer vorsichtigen Schätzung 
zur Folge, können die Kosten für die Sanierung des kontaminierten Bereiches auf bis zu EURO 
200.000,-- anwachsen. 
Nach Recherchen hat man festgestellt, dass der besagte Treibstofftank als Tankstelle der Fa. 
Blaguss fungiert hat, die vor und nach dem zweiten Weltkrieg bis ca. 1969 in Unterpullendorf 
ein Transportunternehmen mit Werkstatt betrieben hat.  
Die Gemeinde hat Mag. Rezar beauftragt, die Gesetzeslage zu prüfen wie mit dem Fund des 
Tanks und der Tatsache, dass dieser auf öffentlichem Gut gefunden wurde, umzugehen ist und 
ob Regeressansprüche Seitens der Gemeinde an den Verursacher der Kontamination möglich 
sind. RA Mag. Rezar hat dazu folgende rechtliche Analyse bzw. Stellungnahme der Gemeinde 
übermittelt: 
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Basierend auf diese Einschätzung wurde das Gespräch mit der Fa. Blaguss Reisen GmbH, die 
möglicherweise als Unternehmensfortführung der damals in Unterpullendorf ansässigen Firma 
gesehen werden kann, gesucht. Es hat bereits auch ein Gespräch stattgefunden, wo die Vertre-
ter der Fa. Blaguss mit den Vorkommnissen konfrontiert wurden.  
Das Ergebnis dieses Gesprächs hat Mag. Rezar wie folgt zusammengefasst: 
 

 
 

Das Büro vom LR Mag. Dorner wurde bereits über die Sachlage informiert. Ein Termin ist je-
doch noch nicht bekanntgegeben worden, das Gespräch soll aber zeitnah stattfinden. 
 
 

5. Errichtung der Straßenbeleuchtung in den Gartenäckern in Unterpullendorf: 
Vergabebeschluss 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass parallel zur infrastrukturellen Erschließung (Kanal, Strom, 
Wasser, Internet und Telefon) der Gartenäcker auch die Straßenbeleuchtung errichtet werden 
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soll. Für die anstehende Arbeiten wurden vier Firmen eingeladen, entsprechende Angebot ab-
zugeben. Nach Gegenüberstellung der Angebote stellt sich folgendes Ergebnis dar: 
 

 
 

Aufgrund der Tatsache, dass die Fa. Lehrner der Billigstbieter ist stellt der Vorsitzende den An-
trag, die Arbeiten für die Errichtung der Straßenbeleuchtung in den Gartenäckern in Unterpul-
lendorf an die Fa. Elektro Lehrner, 7312 Horitschon, Günserstraße 13 um den im Angebot 
angeführte Summe von EURO 16.444,32 abzüglich eines möglichen Skontos von 3 % (in 
Summe EURO 493,33) zu vergeben. Die Grabungsarbeiten werden von der Netz Burgenland 
bewerkstelligt und belasten finanziell die Gemeinde nicht. Dies wurde von Ortsvorsteher DI 
Schreiner mit der Netz Burgenland vereinbart.  
Die Ausgaben gehen zu Lasten des Ortsteiles Unterpullendorf und werden dem Ortsteilbudget 
angerechnet. 
Der Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (19:0) angenommen. 
 
 

6. Flächentausch zwischen der Familie Eigner und dem öffentlichen Gut, KG Klein-
mutschen 

a) Beschlussfassung über eine Vereinbarung zum Flächentausch 
b) Erlassung einer Verordnung über die Widmung einer Teilfläche der Grund-

stücke Nr. 393 und 392/2 in das öffentliche Gut sowie die Entwidmung einer 
Teilfläche des Grundstückes Nr. 391, KG Kleinmutschen, aus dem öffentli-
chen Gut 

Anzahl EH Position EHP Gesamt EHP Gesamt EHP Gesamt EHP Gesamt

300 m Erdkabel EYY 4x10 inkl. 
Verlegung  €   11,40  € 3.420,00  €      9,90  € 2.970,00  €   11,22  € 3.366,00  €   12,61  € 3.783,00 

280 m Kupferseil 35mm inkl. 
Verlegung  €      8,40  € 2.352,00  €      7,79  € 2.181,20  €      8,21  € 2.298,80  €      8,50  € 2.380,00 

260 m Abdeckplatten/Warnband 
inkl. Verlegung  €      4,20  € 1.092,00  €      3,90  € 1.014,00  €      4,36  € 1.133,60  €      3,50  €    910,00 

6 Stk Mastfundament 300/1000 
inkl. Herstellung  € 252,00  € 1.512,00  € 248,75  € 1.492,50  € 464,05  € 2.784,30  € 137,50  €    825,00 

6 Stk Peitschenmast LPH 7m inkl. 
Montage  € 480,00  € 2.880,00  € 474,50  € 2.847,00  € 781,73  € 4.690,38  € 423,15  € 2.538,90 

6 Stk Mastsicherungskasten inkl. 
Montage  €   72,00  €    432,00  €   76,65  €    459,90  € 135,72  €    814,32  € 110,65  €    663,90 

6 Stk Ampera 26W inkl. Montage  € 390,00  € 2.340,00  € 473,50  € 2.841,00  € 395,34  € 2.372,04  € 433,80  € 2.602,80 

Skonto 0% -€           2% 331,33€     0% -€           3% 493,33€     

Endpreis abzgl. Skonto

 Vergleich Angebote Erweiterung - Straßenbeleuchtung Unterpullendorf/Gartenäcker

16.444,32€                   

Maschler Zoma Lehrner

Tiefbau

Lichtpunkte

 €                   13.805,60  €                   17.459,44  €                   13.703,60  €                   14.028,00 

 €                     7.898,00 

 €                     6.147,90  €                     7.876,74 

Burgenland-
energie

 €                     7.657,70  €                     9.582,70 

16.566,72€                   20.951,33€                   

2.761,12€                     3.491,89€                     

16.833,60€                   

16.833,60€                   16.235,39€                   20.951,33€                   15.950,99€                   

SUMME Tiefbau

SUMME Lichtpunkte

 €                     8.376,00 

 €                     5.652,00 

2.805,60€                     20% Ust.

 €                     5.805,60 

2.740,72€                     

Summe

ZWISCHENSUMME
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Der Bürgermeister berichtet, dass der heute zur Beschlussfassung anstehende Flächentausch 
schon mehrere Male im Ortsausschuss Kleinmutschen, im Gemeindevorstand und im Gemein-
derat thematisiert wurde. Schlussendliche hat sich die Gemeinde mit der Familie Eigner auf den 
von der Vermessung Koch & Partner zt-GmbH erstellten Teilungsplan, Zahl: 3299/25 geeinigt.  
 

 
 

Parallel dazu soll, um in weitere Folge Diskussionen aus dem Wege zu gehen, eine privatrecht-
liche Vereinbarung eingegangen werden, die schlussendlich als Grundlage für den Flächen-
tausch fungieren soll. 
 

Über Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (19:0) der von der Vermessung Koch & Part-
ner zt-GmbH erstellte Teilungsplan, Zahl: 3299/25 und die dazu in Verbindung stehende Verein-
barung beschossen: 
 

Vereinbarung 
zum Teilungsplan betreffend den Flächentausch zwischen Frau Anita Eigner, geb. 05.11.1958, 
wohnhaft in 1230 Wien, Futterknechtgasse 83 und der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf, 
vertreten durch Bgm. Paul Fercsak. 
 

Präambel 
Die von beiden Vertragsparteien unterfertigte Vereinbarung bildet die Grundlage für den gegen-
ständlichen Flächentausch sowie für die hierfür erforderlichen Beschlussfassungen im Gemein-
derat. 
Ausgangssituation ist, dass die im Eigentum von Frau Anita Eigner stehenden Grundstücke Nr. 
392/2, 392/3 und 393, KG 33018, durch das öffentliche Gut (Grundstück Nr. 391) getrennt sind. 
Frau Anita Eigner ist im Jahr 2024 an die Gemeinde mit dem Ersuchen herangetreten, einem 
Flächentausch des Grundstückes Nr. 391, KG 33018, (öffentliches Gut) gegen das in ihrem Ei-
gentum stehende Grundstück Nr. 393, KG 33018, zuzustimmen. Ziel dieses Flächentausches ist 
die Schaffung eines zusammenhängenden Grundstückes. 
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Grundlage dieser Vereinbarung bildet der Teilungsplan der Vermessung Koch & Partner ZT-
GmbH vom 24.03.2026, GZ: 3299/25. 
Auf privatrechtlicher Basis wird Folgendes vereinbart: 

1. Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf tritt an Frau Anita Eigner eine Teilfläche des 
Grundstückes Nr. 391, KG 33018, ab, welche im Teilungsplan als Trennstück 1 bezeichnet 
ist und ein Ausmaß von 132 m² aufweist. 

2. Im Gegenzug überträgt Frau Anita Eigner an die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf 
eine Teilfläche des Grundstückes Nr. 393, KG 33018, welche im Teilungsplan als Trenn-
stück 2 bezeichnet ist und ein Ausmaß von 166 m² aufweist und vom Grundstück Nr. 392/2, 
KG 33018, welche im Teilungsplan als Trennstück 3 bezeichnet ist und ein Ausmaß von 4 
m² aufweist. 

3. Der Tausch erfolgt ohne Berücksichtigung allfälliger Größenunterschiede der Trennstücke 
und ohne finanziellen Ausgleich. 

4. Bis zur Entfernung des bestehenden Maschendrahtzaunes durch Frau Eigner sowie einer 
allfälligen Neuerrichtung einer neuen Einfriedung des aus dem Teilungsplan hervorgehen-
den Grundstückes und dem Abschluss der Erdbauarbeiten räumt Frau Anita Eigner der 
Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf sowie der Allgemeinheit das Recht ein, die Tausch-
fläche (Trennstück 1 – ehemaliges Grundstück Nr. 391, KG 33018) zu begehen und zu 
befahren bzw. uneingeschränkt zu nutzen. 

5. Frau Anita Eigner verpflichtet sich, auf eigene Kosten die der Gemeinde zufallende 
Tauschfläche (Trennstück 2) niveaumäßig an die angrenzenden Grundstücke anzupas-
sen. Im Zuge dieser Anpassungsmaßnahmen verpflichtet sich Frau Anita Eigner weiters, 
einen Weg (Erdweg) herzustellen, dessen Steigung dem bisherigen Weg zu entsprechen 
hat. Der Weg ist entlang der neu geschaffenen Grundstücksgrenze zum Grundstück Nr. 
393 ist auf einer Breite von zumindest 3,70 m zu errichten. 

6. Sämtliche mit dem Flächentausch verbundenen Kosten, insbesondere die Kosten für die 
Erstellung des Teilungsplanes sowie für sämtliche Erdarbeiten (Niveauanpassung der 
Grundstücke und Errichtung des Erdwegs), einschließlich allfälliger derzeit noch nicht be-
kannter Kosten - insbesondere in Verbindung mit der Niveauanpassung der Grundstücke 
- trägt Frau Anita Eigner. 

7. Der Teilungsplan der Vermessung Koch & Partner ZT-GmbH vom 24.03.2026, GZ: 
3299/25 ist als Beilage angeschlossen und bildet einen wesentlichen Bestandteil dieser 
Vereinbarung. 

8. Diese Vereinbarung tritt mit Unterfertigung durch beide Vertragsparteien und der Be-
schlussfassung im Gemeinderat in Kraft. 

 
Zum beschlossenen Teilungsplan der Vermessung Koch & Partner zt-GmbH, Zahl: 3299/25 
wird folgende Verordnung einstimmig (19:0) beschlossen: 
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V E R O R D N U N G 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf vom 11.06.2026 über die Wid-
mung einer Teilfläche der Grundstücke Nr. 393 und 392/2 in das öffentliche Gut sowie die Ent-
widmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 391, KG Kleinmutschen, aus dem öffentlichen 
Gut. 
Gemäß § 64 Abs. 1 Bgld. Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 55/2003 idgF in Verbindung mit § 4 
Abs. 5 Bgld. Straßengesetz, LGBl. Nr. 79/2005 idgF, wird verordnet: 
 

§ 1 
1. Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf widmet das in der Vermessungsurkunde der 

Vermessung Koch & Partner ZT-GmbH, GZ 3299/25, ausgewiesene, mit „2“ bezeichnete 
Trennstück des Grundstückes Nr. 393, KG Kleinmutschen, im Ausmaß von 166 m² in das 
öffentliche Gut. Das Trennstück wird dem Grundstück Nr. 345, KG Kleinmutschen, zuge-
schlagen und als Straßengrund in das Öffentliche Gut gewidmet. 

2. Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf widmet das in der Vermessungsurkunde der 
Vermessung Koch & Partner ZT-GmbH, GZ 3299/25, ausgewiesene, mit „3“ bezeichnete 
Trennstück des Grundstückes Nr. 392/2, KG Kleinmutschen, im Ausmaß von 4 m² in das 
öffentliche Gut. Das Trennstück wird dem Grundstück Nr. 391, KG Kleinmutschen, zuge-
schlagen und als Straßengrund in das Öffentliche Gut gewidmet. 

 

§ 2 
1. Die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf entwidmet das in der Vermessungsurkunde 

der Vermessung Koch & Partner ZT-GmbH, GZ 3299/25, ausgewiesene, mit „1“ bezeich-
nete Trennstück des Grundstückes Nr. 391, KG Kleinmutschen, im Ausmaß von 132 m² 
aus dem öffentlichen Gut. Das Trennstück wird dem Grundstück Nr. 393, KG Kleinmut-
schen, zugeschlagen.  

 

§ 3 
Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
 

7. Fördervereinbarung „Baba, Beton! 2025/2026“: Beschlussfassung 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass für die Umsetzung des Projektes Kirchenplatz Frankenau – 
Platz der Generationen im Rahmen des Entsiegelungswettbewerb "Baba, Beton eine Förderung 
bis zu € 100.000,-- in Aussicht gestellt worden ist, die jedoch an gewisse Bedingungen geknüpft 
ist, welche diese Fördervereinbarung beinhaltet. Aufgrund der Tatsache, dass diese Förderver-
einbarung für mehrere Jahre eingegangen wird - ist aus Nachfrage bei der Aufsichtsbehörde - 
ein Beschluss des Gemeinderates erforderlich. Der Inhalt der Vereinbarung sollte allen Gemein-
deratsmitgliedern bekannt sein. Der Vorsitzende stellt die Fördervereinbarung zur Diskussion.  
 
GR Mag. Krizmanits meldet sich zu Wort und führt aus, dass den Gemeinderatsmitgliedern am 
Tag der Sitzung weitere Unterlagen zum Projekt „Kirchenplatz Frankenau – Platz der Generati-
onen“ übermittelt worden seien, welche unter anderem eine aktualisierte Kostenschätzung ent-
halten. 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass unter diesem Tagesordnungspunkt lediglich die För-
dervereinbarung behandelt und beschlossen werden solle. Die Diskussion über das Projekt 
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Kirchenplatz sowie die damit verbundenen Kosten sei unter dem nächsten Tagesordnungs-
punkt vorgesehen. 
Mag. Krizmanits erwidert, dass zwischen den Tagesordnungspunkten 7 und 8 ein unmittelbarer 
Zusammenhang bestehe, da die gegenständliche Fördervereinbarung ausschließlich das Pro-
jekt „Kirchenplatz Frankenau – Platz der Generationen“ betreffe. Die Vereinbarung enthalte un-
ter anderem Regelungen über den maximalen Förderbetrag, die Auszahlungsmodalitäten, den 
Umsetzungszeitraum, Dokumentationspflichten, Verpflichtungen zur Pflege und Bestandssiche-
rung sowie Rückzahlungsverpflichtungen und begründe damit eine langfristige rechtliche Bin-
dung der Gemeinde. Vor diesem Hintergrund stelle sich die Frage, wie über eine Förderverein-
barung entschieden werden könne, wenn wesentliche Rahmenbedingungen und Auswirkungen 
des Projektes noch nicht ausreichend bekannt seien. 
Insbesondere seien folgende Punkte offen bzw. nicht ausreichend geklärt: 

• Die Bedeutung der Formulierung „maximaler Förderbetrag“ sowie die Voraussetzungen 
und Parameter, die für die Gewährung des maximalen Förderbetrages erfüllt werden müs-
sen. 

• Die konkreten Voraussetzungen und Bedingungen, die für die Auszahlung der Förderung 
maßgeblich sind. 

• Die der Fördervereinbarung zugrunde liegende Kostenkalkulation, welche bereits im Zuge 
der Einreichung des Projektes vorgelegt worden sei. Dem Gemeinderat sei nicht bekannt, 
welche Kosten damals eingereicht wurden. 

• Die in der Vereinbarung angeführten Eigenleistungen. Dem Gemeinderat sei weder be-
kannt, welche Eigenleistungen erbracht werden sollen noch in welchem Umfang diese vor-
gesehen sind. 

• Der in der Fördervereinbarung vorgesehene fünfzehnjährige Verpflichtungszeitraum hin-
sichtlich der fach- und standortgerechten Pflege und Erhaltung der Anlage. Es sei unklar, 
welche konkreten Maßnahmen darunterfallen, welche Folgekosten daraus resultieren und 
ob diese Leistungen mit dem derzeitigen Personalstand der Gemeinde erbracht werden 
können oder zusätzliche personelle Ressourcen erforderlich werden. 

• Bei der Öffnung der Angebote der neuerlichen Ausschreibung hätten sich Projektkosten 
von rund EUR 308.500,-- ergeben. Dem Gemeinderat sei bislang nicht bekanntgegeben 
worden, welche Positionen reduziert oder gestrichen werden sollen und wie sich die Ge-
samtkosten im Detail zusammensetzen. 

• Es liege ein gültiger Gemeinderatsbeschluss vom 11.03.2026 vor, in welchem eine maxi-
male finanzielle Beteiligung aus dem Ortsteilbudget festgelegt worden sei. 

• Der Ortsausschuss habe Einsparungspotenziale aufgezeigt. Bislang sei jedoch nicht be-
kanntgegeben worden, welche Maßnahmen letztlich reduziert oder gestrichen werden sol-
len. 

• Dem Gemeinderat liege bis dato keine nachvollziehbare Darstellung des endgültigen Pro-
jektumfanges vor. Eine seriöse Beurteilung der tatsächlichen Kosten und Folgewirkungen 
sei daher nicht möglich. 

• Weiters wird darauf hingewiesen, dass eine von 178 Frankenauerinnen und Frankenauern 
unterzeichnete Unterschriftenliste vorliegt, mit der die Umsetzung des bestehenden Ge-
meinderatsbeschlusses vom 11.03.2026 gefordert wird. Dies entspricht einer repräsentati-
ven Zahl der im Ortsteil Frankenau lebenden Bevölkerung und verdeutlicht das erhebliche 
öffentliche Interesse an einem verantwortungsvollen Umgang mit öffentlichen Mitteln. 
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Das Interesse und die Haltung eines erheblichen Teils der Frankenauer Bevölkerung werden 
zum Anlass genommen, dass die ÖVP-Fraktion einen Antrag auf Vertagung der Tagesord-
nungspunkte 7 und 8 stellt. 
Dieser Antrag ist nicht als Ablehnung oder Verhinderung des Projektes „Platz der Generatio-
nen“ zu verstehen, sondern soll sicherstellen, dass die erforderlichen Entscheidungen auf 
Grundlage vollständiger Informationen sowie unter Berücksichtigung der finanziellen, rechtli-
chen und organisatorischen Auswirkungen getroffen werden können. 
Nach Auffassung der Antragsteller gefährdet eine Vertagung weder die Umsetzung des Projek-
tes noch die Einhaltung der in der Fördervereinbarung vorgesehenen Fristen. Gemäß den För-
derbedingungen hat der Beginn der Umsetzung spätestens ein Jahr nach Bekanntgabe des 
Siegerprojektes, somit bis März 2027, zu erfolgen. Die Fertigstellung des Projektes hat spätes-
tens bis März 2028 zu erfolgen. 
Da das Projekt zeitlich überschaubar und innerhalb eines verhältnismäßig kurzen Zeitraumes 
umsetzbar ist, besteht nach Ansicht der Antragsteller ausreichend Spielraum, um die offenen 
Fragen zu klären und die noch ausstehenden Informationen dem Gemeinderat vorzulegen. 
Abschließend übergibt GR Mag. Krizmanits dem Vorsitzenden folgenden Antrag auf Vertagung 
der Tagesordnungspunkte 7 und 8: 
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Anknüpfend an die Wortmeldung von GR Mag. Krizmanits meldet sich GR DI Schreiner zu Wort 
und kritisiert, dass in der vorangegangenen Wortmeldung ausschließlich negative Aspekte des 
Projektes hervorgehoben worden seien. Darüber hinaus sei das Engagement des Bürgermeis-
ters, der sich nach seiner Ansicht maßgeblich für die Umsetzung des Projektes eingesetzt 
habe, nicht gewürdigt worden. 
GR Karl Horvath erwidert darauf, dass der Bürgermeister das Projekt im Budget 2026 berück-
sichtigt wissen wollte. Im Rahmen einer überparteilichen Fraktionssitzung der SPÖ, MIT und 
FBL sei jedoch die Entscheidung getroffen worden, von der Umsetzung des Projektes Abstand 
zu nehmen. Dennoch habe der Bürgermeister das Projekt zur Ausschreibung „Baba, Beton“ 
eingereicht, ohne zuvor den Gemeinderat oder den Gemeindevorstand darüber zu informieren. 
Bürgermeister Fercsak entgegnet, dass die Einreichung eines bereits ausgearbeiteten Projek-
tes zu einem Förderwettbewerb aus seiner Sicht nicht zu beanstanden sei, zumal der Ge-
meinde daraus keine Nachteile erwachsen würden. 
GR Mag. Heisz hält fest, dass die Einreichunterlagen für den Wettbewerb „Baba, Beton“ dem 
Gemeinderat nie zur Kenntnis gebracht worden seien und den Gemeinderatsmitgliedern daher 
deren Inhalt nicht bekannt gewesen sei. 
 
Der Vorsitzende bringt daraufhin den von GR Mag. Krizmanits eingebrachten Antrag auf Verta-
gung der Tagesordnungspunkte 7 und 8 zur Abstimmung. 
Der Antrag wird mit acht (8) JA-Stimmen (ÖVP-Fraktion) gegen elf (11) NEIN-Stimmen (SPÖ-
Fraktion, MIT und FBL) mehrheitlich abgelehnt. 
 
Nach Durchführung der Abstimmung verlässt die ÖVP-Fraktion geschlossen den Sitzungssaal. 
Der Vorsitzende stellt fest, dass aufgrund des Ausscheidens der ÖVP-Fraktion nur mehr 11 Ge-
meinderatsmitglieder anwesend sind. Gemäß § 41 Bgld. GemO ist der Gemeinderat nur be-
schlussfähig, wenn bei der Beschlussfassung mindestens zwei Drittel der Gemeinderatsmitglie-
der anwesend sind. Bei 19 Gemeinderatsmitgliedern wären daher mindestens 13 Mitglieder er-
forderlich. 
Da die erforderliche Anzahl an anwesenden Gemeinderatsmitgliedern nicht mehr gegeben ist, 
stellt der Vorsitzende die Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates fest und schließt die Sitzung 
um 19:35 Uhr. 
 
 

V.g.g. 
 
 
   

Bürgermeister:  Protokollmitfertiger: 
Paul FERCSAK  Thomas SIMON 

   
 
 
   

Schriftführer:  Protokollmitfertiger: 
GOAR DI Erich FAZEKAS  Luka LASSALLE-ZEICH-

MANN 
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